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nisdert werden. Die Behandlung dieser bedeutsamen politi­
schen und ökonomischen Zusammenhänge soll dazu bei­
tragen, daß Bürger und Dienstleistungsbetriebe (DLB) ihre 
Rechte und Pflichten durch eine vertrauensvolle Zusam­
menarbeit noch effektiver für eine optimale Versorgung 
der Bevölkerung mit Dienstleistungen nutzen.

Der Autor hat sich bewußt auf die Darstellung der 
wichtigsten Dienstleistungen (hauswirtschaftliche Dienst­
leistungen und Reparaturen, persönliche Dienstleistungen 
und Ausleihe) beschränkt. Die rechtlichen Regelungen des 
ZGB über diese Dienstleistungen werden stets in Verbin­
dung mit angrenzenden Bestimmungen des ZGB (z. B. all­
gemeine Bestimmungen über die Verträge, Regelungen 
über Schadenersatz und Verjährung) erläutert. Der kom­
plexen Darstellung der Dienstleistungen war es förderlich, 
daß die mit diesen in Beziehung stehenden Kunden­
dienste — angefangen von der Information über Dienst­
leistungen bis hin zur Rechtsberatung — erwähnt werden.

Die wechselseitigen Rechte und Pflichten der Bürger 
und DLB werden in chronologischer Reihenfolge erläutert. 
Der Autor gliedert seine Darlegungen nach Abschluß, Er­
füllung und Beendigung des Dienstleistungsvertrags sowie 
Ansprüchen bei Vertragsverletzungen.

Ausdruck einer differenzierten Betrachtungsweise der 
materiellen (z. B. hauswirtschaftlichen Dienstleistungen 
und Reparaturen) und nichtmateriellen Dienstleistungen 
(z. B. Friseur- und Kosmetikleistungen) ist es auch, daß 
Göhring bei den materiellen Dienstleistungen zutreffend 
auf die unterschiedlichen Garantieregelungen hinweist, die 
sich aus § 177 Abs. 1 ZGB einerseits und § 177 Abs. 2 i. V. m. 
§ 15 Abs. 1 ALB-Wäscherei vom 28. Mai 1978 (GBl. I Nr. 23 
S. 312) andererseits ergeben.

Rechtserhebliche Unterschiede werden aber auch dann 
hervorgehoben, wenn es darum geht, aus der Sicht des 
DLB und des Bürgers die Informationspflicht (z. B. beim 
Vertragsabschluß) und die Mitwirkungspflicht darzulegen. 
Dabei steht die betriebliche Verantwortung im Vorder­
grund. Gleichzeitig wird betont, daß der DLB nur dann die 
an ihn gestellten Erwartungen erfüllen kann, wenn der 
Bürger u. a. die erforderlichen Informationsleistungen und 
Mitwirkungshandlungen erbringt Damit wird sichtbar ge­
macht: Der Werktätige kann nur dann mit Erfolg Rechte 
geltend machen, wenn er seine Pflichten erfüllt hat

Im Zusammenhang mit dem Vertragsabschluß wird zu­
treffend darauf hingewiesen, daß die Dienstleistungsver­
träge (mit Ausnahme der Kfz-Instandhaltungsverträge 
über 30 M) formfrei sind — vgl. § 2 Abs. 3 der AO über die 
ALB für Instandhaltungsleistungen an Kraftfahrzeugen 
vom 5. Dezember 1978 [GBl. I 1979 Nr. 3 S. 29]). Dies hätte 
jedoch nicht ausgeschlossen, in bestimmten Fällen (z.B. 
bei größeren Leistungen oder wenn Kinder oder Jugend­
liche für ihre gesetzlichen Vertreter umfangreichere Dienst­
leistungen in Auftrag geben) im Interesse der Rechts­
sicherheit und unzweideutiger Vereinbarungen einen 
schriftlichen Vertragsabschluß zu empfehlen.

Einige Aussagen regen zu weitergehenden Argumenta­
tionen an. So wird auf S. 81 zutreffend darauf hingewiesen, 
daß die DLB bei technischen Konsumgütem, für die eine 
Ersatzteillieferfrist abgelaufen ist, den Vertragsabschluß 
nicht generell verweigern können, weil evtL Ersatzteile aus 
weiterentwickelten Konsumgütem oder aus defekten Bau­
gruppen älterer Geräte zu verwenden sind. Diese Argu­
mentation läßt sich noch dahin ergänzen, daß z. T. bei der 
Reparatur älterer technischer Konsumgüter überhaupt 
keine Ersatzteile benötigt werden (z. B., wenn nur be­
stimmte Teile befestigt werden müssen).

Auf S. 61 wird richtig festgestellt, daß bei der Schaden­
ersatzleistung nur vom jeweiligen Zeitwert ausgegangen 
werden kann. Im Ausnahmefall kann aber der Zeitwert 
seine obere Grenze auch im Neuwert finden, so wenn Bür­
ger z. B. Gardinen oder Bekleidung unmittelbar nach dem 
Kauf und vor der ersten Nutzung dem DLB zur Änderung 
übergeben haben und diese Gegenstände verlorengehen.

Göhrings Broschüre ist vor allem dazu bestimmt und 
auch geeignet, den Bürgern den Weg durch das Dienst­
leistungsrecht zu weisen. Sie ist aber zugleich auch- für die- 
in den Dienstleistungsbetrieben, staatlichen Organen und 
Rechtspflegeorganen tätigen Mitarbeiter ein wertvoller 
Leitfaden für ihre Arbeit.

Rechtsanwalt Dr. GERHARD BAATZ,
Mitglied des Kollegiums des Bezirks Leipzig
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